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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
die Richter Kroner, Boujong, Dr. Halstenberg, Dr. Werp 
und Dr. Rinne

am 16. Oktober 1986

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des Beklagten 
gegen den Beschluß des 10. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 
14. Juli 1986 - 10 ü 122/86 - wird auf 
seine Kosten zurückgewiesen.

Streitwert: 8.000,—  DM.

G r ü n d e  :

Die nach §§ 238 Abs. 2, 519 b Abs. 2, 547 ZPO statthafte 
und nach §§ 569, 577 ZPO auch im übrigen zulässige sofortige 
Beschwerde ist nicht begründet.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung des Beklagten 
zu Recht als unzulässig verworfen. Denn er hat sie entgegen 
§ 519 Abs. 2 Satz 2 ZPO nicht innerhalb eines Monats nach 
Einlegung begründet. Die Berufung ist am 15. Mai 1986 beim 
‘Oberlandesgericht eingelegt worden. Die Berufungsbegründungs­
frist lief mithin am 16. Juni 1986, einem Montag, ab. Eine 
Berufungsbegründung hat der Beklagte jedoch bis heute nicht 
eingereicht.
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Das Oberlandesgericht hat dem Beklagten auch zu Recht 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Berufungsbegründungsfrist versagt. Der Wiedereinsetzungs­
antrag entsprach nicht den Anforderungen des § 236 Abs. 2 
Satz 2 ZPO, weil der Beklagte nicht innerhalb der zweiwöchigen 
Frist des § 234 ZPO die versäumte Prozeßhandlung nachgeholt, 
d.h. die Berufungsbegründung eingereicht hat. Soweit dem 
Wiedereinsetzungsantrag vom 27. Juni 1986 die Auffassung zu­
grunde gelegen haben sollte, auch gegen die Versäumung eines 
rechtzeitigen Antrags auf Verlängerung der Berufungsbegründungs 
frist sei Wiedereinsetzung möglich, entspricht dies nicht dem 
Gesetz (§ 233 ZPO). Der Beklagte hatte vielmehr, nachdem die 
Begründungsfrist versäumt war, nur die rechtliche Möglichkeit, 
die Berufungsbegründung selbst nachzureichen und hierfür die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beantragen, beides 
innerhalb der zweiwöchigen Frist des § 234 Abs. 1 ZPO. Der 
Antrag auf Verlängerung der Begründungsfrist ersetzt die 
fristgerechte Nachholung der Begründung nicht (vgl. BGH Beschl. 
v. 23. Februar 1977 - IV ZB 38/75 = VersR 1977, 643 und vom 
28. September 1977 - VIII ZB 32/77 = VersR 1977, 1101).

Das Beschwerdevorbringen nötigt nicht zu einer anderen 
Beurteilung. Ein Härtefall, der wegen besonderer Umstände eine 
Ausnahme rechtfertigen könnte, wie die Beschwerde unter Hin­
weis auf BGH VersR 1965, 289 (Urt. v. 4. Dezember 1964
- Ib ZR 151/63) und VersR 1968, 992 (Urt. v. 24. Juni 1968
- VIII ZR 123/66) geltend macht, liegt jedenfalls nicht vor.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4 yj
Die zur Anfertigung der Berufungsbegründung erbetenen Gerichts­
akten sind dem zweitinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten des 
Beklagten, wie er in der Beschwerde selbst vorträgt, am 
20. Juni 1986 zugegangen, zusammen mit der Ablehnung der 
Verlängerung der Begründungsfrist. Ihm stand also zur An­
fertigung der Begründung wie für den Antrag auf Wiederein­
setzung in den vorigen Stand die volle Frist des § 234 
Abs. 1 ZPO zur Verfügung. Einer Partei oder einem Rechts­
anwalt, die die Berufungsbegründungsfrist bereits versäumt 
haben, sind aber besondere Anstrengungen zuzumuten, um die 
Berufungsbegründung nunmehr alsbald, und zwar in der Frist 
des § 234 Abs. 1 ZPO, vorzulegen (vgl. BGH Beschl. v.
28. September 1977 - VIII ZB 32/77 = VersR 1977, 1101, 1102). 
Die Beschwerde zeigt nicht auf, daß das hier nicht möglich 
war.

Ob der Beklagte die Berufungsbegründungsfrist schuldlos 
versäumt hat (§ 233 ZPO), bedarf daher keiner Entscheidung.

Falls in der sofortigen Beschwerde zugleich ein Antrag 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Ver­
säumung der Frist des § 234 Abs. 1 i.V.m. § 236 Abs. 2 Satz 2 ZPO 
zu erblicken wäre, so hätte darüber nach § 237 ZPO das Ober­
landesgericht zu entscheiden. Eine derartige Entscheidung abzu­
warten, ist nicht veranlaßt (vgl. BGH Beschl. v. 7. Oktober 1981 
- IVb ZB 825/81 = VersR 1982, 95).
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Die sofortige Beschwerde ist nach allem mit der Kosten­
folge aus § 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.
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